
Gemeinde Pforzen  Landkreis Ostallgäu
Bauleitplanung „GE Wertachauen II“ umweltrelevante Stellungnahmen V

Au f s t e l l u n g  de s  Bebauung sp l ane s
„Gew e rbegeb i e t  We r t a chauen  I I “
Stellungnahmen, wie sie zur frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB vorgetragen wurden. Die Beteiligung er-
folgte mit Schreiben vom 24.06.2025 und Termin zum 28.07.2025.
Hinweis: Es gelten nachfolgend jeweils die Originalstellungnahmen in ihrem vollen Wortlaut.

1. Kreisheimatpfleger Ostallgäu, Bodendenkmalpflege, mit Schreiben vom 27.07.2025  

Stellungnahme:
(Fachliche Informationen und Empfehlungen)
„Das Plangebiet liegt außerhalb von derzeit bekannten Bodendenkmälern. Der richtige Umgang mit Bodendenkmälern, 
die derzeit noch unbekannt sind und die während Bodeneingriffen im Zuge der Umsetzung der Maßnahme zutage treten, 
ist gut in den Planungsunterlagen beschrieben. Das ist gerade in dieser Gegend wichtig. Aus der beigefügten Karte ist er-
sichtlich, dass es in der näheren Umgebung viele Bodendenkmäler gibt, die weit in die Vergangenheit reichen. Auch Ein-
griffe, die nicht sehr in die Tiefe gehen, können archäologisch relevante Strukturen aufdecken. Besonders Geländeab-
schnitte, die in der historischen Vergangenheit noch nicht bebaut wurden, sind in dieser Hinsicht interessant. Trotzdem steht 
aus meiner Sicht dem Vorhaben nichts im Wege.“

2. Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben, Krumbach, mit Schreiben vom 01.07.2025  

Stellungnahme:
„(Fachliche Informationen und Entwicklungen)
In der Gemeinde Pforzen wurde im Jahr 2024 ein Innenentwicklungskonzept (IEK) mit Vitalitätscheck durch das Amt für 
Ländliche Entwicklung gefördert. Dieses ist abgeschlossen. Derzeit wird in der laufenden Einfachen Dorferneuerung ein 
Dorfgemeinschaftshaus mit integriertem Ärztehaus (DGH) gefördert. Der Bereich um das DGH ist nicht betroffen oder be-
einträchtigt. Weitere Maßnahmen in Zuständigkeit des Amtes für Ländliche Entwicklung (ALE) Schwaben, sind in dem Be-
reich des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Wertachauen II“, der Gemeinde Pforzen weder in Durchführung noch in Pla-
nung. Das ALE Schwaben hat daher keine Einwände. Eine weitere Beteiligung des ALE Schwaben ist nicht erforderlich.“

3. Staatliches Bauamt,   Kempten  , mit Schreiben vom 14.07.2025  

Stellungnahme:
(Einwendungen)
- Linksabbiegespur notwendig, Herstellungskosten und Ablöse nach ABBV sind vom Vorhabenträger zu zahlen, Staatliches 
Bauamt Kempten ist in die weitere Planung einzubeziehen.
- Anbauverbotszone kann auf 13 m reduziert werden.
- Begrenzung der Bepflanzung auf 8 m i. 0. Sollten Baumpflanzungen vorgesehen werden, darf die Kronenbreite der aus-
gewachsenen Bäume nicht über die Begrenzungslinie hinausragen.
- Der Verkehr darf durch die Bauarbeiten nicht behindert oder gefährdet werden. Insbesondere dürfen auf der Fahrbahn 
und den weiteren Straßenbestandteilen keine Baumaterialien gelagert oder Baumaschinen, Geräte, Gerüste usw. aufge-
stellt werden. Hängende Lasten dürfen nicht über die Fahrbahn geschwenkt werden.
- Die Straßenbauverwaltung ist von jeglichen Ansprüchen des Bauwerbers freizustellen, die sich aus dem Bestand und dem 
Betrieb der Straße ergeben. Das bedeutet, dass gegen die Straßenbauverwaltung keinerlei Ansprüche in Bezug auf Lärm-
sanierung geltend gemacht werden können.
- Dem Straßengrundstück und den Straßenentwässerungsanlagen dürfen keine Abwässer und kein Niederschlagswasser 
zugeleitet werden.“

4. Wasserwirtschaftsamt,   Kempten  , mit Schreiben vom 28.07.2025  

Stellungnahme:
„Wasserbau
Das Gelände, auf dem die zukünftige Bebauung stattfinden soll, ist bei einem HQ100 der Wertach nicht überschwemmt.
Das Gebiet GE 09 (FlNr. 2304 und 2304/19) ist aber bei extremen Hochwasserereig-nissen betroffen und deshalb als Ri-
sikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78b WHG einzustufen. Dort ist die Ausweisung neuer Bau-
gebiete grundsätzlich möglich. Dabei ist die Abwägung nach §1 Absatz 7 des Baugesetzbuches zu berücksichtigen. Nach 
§ 78 b WHG (1) 1 sind dies insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sach-
schäden.
Zunächst ist hierbei die Gefährdungslage einzuschätzen. Dabei sind die Eintrittswahrscheinlichkeit, die auftretenden Was-
sertiefen und Fließgeschwindigkeiten sowie die Vorwarnzeiten zu berücksichtigen. Weiter ist zu prüfen welche Gefahren für 
Leben und Gesundheit gibt es. Zu prüfen ist weiterhin der Einfluss des geplanten Vorhabens auf die Hochwassersituation 
und ob Sachschäden am geplanten Objekt entstehen können. Zu-letzt ist eine abschließende Bewertung vorzunehmen und 
ggf. sind Vorsorgemaßnahmen zu treffen. 
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Aus Sicht des WWA Kemptens ist das Überschwemmungsgebiet für das HQ100 und dem HQextrem in den Plänen darzu-
stellen.

Gewässerschutz
Die Gemeinde Pforzen plant die großflächige Erschließung des „Gewerbegebiet Wertachauen II“.
Der Vorentwurf enthält keinerlei Informationen zur geplanten Entwässerung des Gewerbegebiets und kann daher aus Sicht 
des Gewässerschutzes nicht beurteilt werden. Zur ordnungsgemäßen Erschließung können keine Aussagen getroffen wer-
den. Entsprechende Nachweise sind vor Weiterführung des Bauleitplanverfahrens zu erbringen.
Aufgrund der Größe des überplanten Gebiets, ist das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept vor Verwirklichung des 
Bebauungsplanes fortzuschreiben.
Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das anfallende Niederschlagswasser 
schadlos beseitigt werden kann.
Bei der Konzeption der Niederschlagswasserbeseitigung ist auf den Erhalt der natürlichen Wasserbilanz zum unbebauten 
Zustand zu achten (vgl. Arbeitsblatt DWA-A 102-1 und 2 / BWK-A 3-1 und 2 sowie DWA-M 102-4 / BWK-A 3-4). Daher 
sollte das Niederschlagswasser nach Möglichkeit ortsnah versickert werden, sofern dem weder wasserrechtliche noch sons-
tige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest exemplarisch an repräsentativen Stellen im Geltungsbereich 
nachzuweisen.
Wir empfehlen, bei der Aufstellung der Erschließungskonzeption frühzeitig alle Fachrichtungen (u. a. Naturschutz, Straßen-
bau, Wasserwirtschaft, Landschaftsplanung) einzubeziehen.
Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer ist eine quantitative Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 / 
DWA-A 102, Teil 2 erforderlich. Sofern diese ergibt, dass vor Einleitung eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu er-
forderlichen Rückhalteflächen im Bebauungsplan festzusetzen.

Grundwasserschutz
Zu den Grundwasserständen im Plangebiet liegen uns keine Kenntnisse vor, aufgrund der Lage in einem wassersensiblen 
Bereich ist jedoch von niedrigen Grundwasserflurabständen auszugehen. Wir empfehlen grundsätzlich, von Unterkellerun-
gen in wassersensiblen Bereichen abzusehen.
Sollten Unterkellerungen geplant sein werden, ist nicht auszuschließen, dass durch die Baumaßnahmen auf das Grund-
wasser eingewirkt wird (z. B. durch Aufstau, Umleitung, Absenkung). Dadurch können nachteilige Folgen für das Grund-
wasser oder für Dritte entstehen. Wir empfehlen, vor Baubeginn ein hydrogeologisches Gutachten in Auftrag zu geben, 
das die Beeinflussung ermittelt und ggf. geeignete Abhilfemaßnahmen vorschlägt und dieses Gutachten den Bauanträgen 
beizulegen.
Nachteilige Veränderungen des Grundwassers durch ins Grundwasser einbindende Baukörper und/oder die eingebrach-
ten Baustoffe gelten als Grundwasserbenutzungen und müssen grundsätzlich vermieden oder durch geeignete Baumaß-
nahmen zumindest minimiert werden.
Ein Eingriff in das Grundwasser durch die geplanten Maßnahmen stellt grundsätzlich einen Benutzungstatbestand nach § 9 
Abs. 1 Nr. 4 bzw. Abs. 2 Nr. 1 oder ggf. § 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG dar. Benutzungen sind in einem wasserrechtlichen Verfah-
ren zu behandeln und sind rechtzeitig vor Baubeginn unter Vorlage prüffähiger und vollständiger Unterlagen nach WPBV 
bei der Kreisverwaltungsbehörde zu beantragen, bzw. anzuzeigen. Die Unterlagen müssen auch eine Aussage zur Auswir-
kung der Grundwasserbenutzung auf die Rechte Dritter und ggf. das naturräumliche Umfeld beinhalten.
Hinweis: Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse obliegt grundsätzlich dem jeweiligen Bau-
herrn, der sein Bauwerk bei Bedarf auch gegen auftretendes Grundwasser sichern muss.
Im Sinne einer nachhaltigen Grundwasserbewirtschaftung und zur Entlastung der öffentlichen Trinkwasserversorgung emp-
fehlen wir dringend, Speichermöglichkeiten von Regenwasser für Zwecke, die keine Trinkwasserqualität erfordern (bei-
spielsweise zur Gartenbewässerung), vorzusehen und überlaufendes unverschmutztes Niederschlagswasser nach Möglich-
keit flächenhaft über bewachsenen Oberboden zu versickern.

Vorsorgender Bodenschutz
1. Bewertung der Bodenfunktionen
Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Für die vorhandenen Böden ist deshalb eine Be-
wertung der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgeführten Bodenfunktionen durchzuführen (relevante Boden-
funktionen nach BBodSchG: Natürliche Ertragsfähigkeit, Rückhaltevermögen für organische und anorganische Schadstof-
fe,Wasserrückhaltevermögen bei Niederschlagsereignissen sowie Standortpotential für natürliche Vegetation). Eine Bewer-
tung der Bodenfunktionen kann beispielsweise durch Nutzung des Umweltatlas Bayern oder des Leitfadens „Das Schutzgut 
Boden in der Planung“ (LfU, 2003) durchgeführt werden.
Im Umweltbericht sind außerdem die Auswirkungen des Vorhabens zu beschreiben und geeignete Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen. Diese sind bei 
der Ausführungsplanung zu berücksichtigen.
In den vorliegenden Unterlagen zum Vorhaben ist dies bislang nicht ausreichend geschehen und daher nachzuholen.
2. Maßnahmen zum Schutz des Bodens bei Bautätigkeiten
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Sämtliche nachfolgende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen zum Schutzgut Bo-den sollten in der Satzung zum Be-
bauungsplan des Vorhabens als Festsetzung bzw. Auf-lage aufgenommen werden, um eine Umsetzung der Maßnahmen si-
cherzustellen.
Grundlegende Maßnahmen bei Bautätigkeiten:
2.1. Für alle Bodenarbeiten gelten die technischen Regeln DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 
Bauvorhaben“, DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial und Baggergut“ sowie die DIN 18915 
„Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“.
2.2. Der Boden darf nur bei trockenen Bodenverhältnissen befahren werden. Sofern dies nicht möglich ist, sind lastvertei-
lende Maßnahmen (z.B. Nutzung von Bodenschutzmatten) gemäß DIN 19639 vorzusehen.
2.3. Baustelleneinrichtungsflächen sowie Lagerflächen innerhalb des Plangebiets sind bevorzugt auf bereits versiegelten 
bzw. verdichteten Flächen einzurichten. Bauflächen, die im Verlauf des Vorhabens vollständig versiegelt werden, sind eben-
falls als Baustelleneinrichtungsfläche heranzuziehen, um somit eine Beeinträchtigung umliegender Böden zu vermeiden 
bzw. zu minimieren.
2.4. Mögliche Erschließungswege sind bodenschonend zu befahren (bspw. durch Nutzung lastenverteilender Maßnah-
men).
2.5. Es sollten ausschließlich Kettenfahrzeuge genutzt werden (Pressung max. 15 kPa), um die Bodenverdichtung möglichst 
gering zu halten.
Maßnahmen zum Umgang mit Bodenaushub:
2.6. Vorhandener Oberboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernich-
tung zu schützen. Oberstes Ziel ist deshalb die Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederverwendung von Bodenma-
terial innerhalb der Baufläche. Anfallender Bodenaushub ist möglichst hochwertig zu verwerten.
2.7. Die Verwertung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von Bauverzögerungen und Mehrkosten mit 
ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn geplant werden.
2.8. Es ist bereits im Vorfeld ein Bodenschutzkonzept mit Massenbilanz nach DIN 19639 (in Anlehnung an § 6 Abs. 1 
KrWG in Verb. mit Art. 1 und 2 BayAbfG) durch ein qualifiziertes Fachbüro zu erstellen.
2.9. Die materiellen Anforderungen richten sich nach dem jeweiligen Entsorgungsweg (z. B. §§en 6 u. 7 BBodSchV, Leitfa-
den zur Verfüllung von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen, Ersatzbaustoffverordnung (EBV) sowie DepV).
2.10. Sofern anfallender Bodenaushub innerhalb einer landwirtschaftlichen Fläche verwertet werden soll, ist dieser im Vor-
feld nach §§ 6 - 8 BBodSchV zu analysieren.
2.11. Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterböden sind zu schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht zwi-
schenzulagern und vor Verdichtung zu schützen.
2.12. Die maximale Haufwerkshöhe ist auf 2 m für Oberboden und maximal 3 m für Unterboden und Untergrund zu be-
grenzen.
2.13. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden.
Bodenkundliche Baubegleitung:
2.14. Aufgrund der Größe des Vorhabens ist eine bodenkundliche Baubegleitung gemäß DIN 19639 zur Begleitung und 
Dokumentation des Vorhabens zu beauftragen (BBodSchV §4 (5)).
2.15. Die mit der bodenkundlichen Baubegleitung beauftragte Person muss über die notwendige Sach- und Fachkunde 
verfügen. So soll sichergestellt werden, dass es durch das Vorhaben zu keinen erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
das Schutzgut Boden kommt.
2.16. Durch die bodenkundliche Baubegleitung können Bodenbeeinträchtigungen durch Bauprozesse vermieden, die Ab-
stimmung mit betroffenen Bodennutzern erleichtert sowie die Folgekosten für Rekultivierungen nach Bauabschluss reduziert 
werden.
Das Landratsamt Ostallgäu erhält einen digitalen Abdruck dieses Schreibens.“

5. Landratsa  mt Ostallgäu, Staatliches Bauamt,   mit Schreiben vom 28.07.2025  

Stellungnahme:
„1. Städtebauliche Stellungnahme
Da kein Vorentwurf der Begründung und kein Vorentwurf für den Umweltbericht vorliegt, kann zu dem Bauleitplanverfahren 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht umfassend Stellung genommen werden.
Aufgrund der Größe des Plangebiets ist der Bedarf für die umfangreichen neuen Gewerbeflächen darzulegen.
Der Trennungsgrundsatz (§ 50 BImSchG) ist sowohl in Hinblick auf das festgesetzte MI-W, das im Bebauungsplan „Nörd-
lich der Kemptener Straße“ festgesetzte MD und das östlich der Bundesstraße B16 geplante Wohngebiet „Südlich der 
Kemptener Straße“ entsprechend zu berücksichtigen.

2. Stellungnahme zu einzelnen Festsetzungen, Regelungen etc.
a) Für das Sondergebiet „SO-Biogas“ wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 festgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass neben den Betriebsgebäuden, Fermentern auch die Fahrsiloanlagen zu den sog. Hauptanlagen zählen und diese bei 
der zulässigen Grundfläche nach § 19 Abs. 1 bis 3 BauNVO zu berücksichtigen sind. Die GRZ von 0,3 wird hier wohl 
nicht ausreichend sein.
b) Im Sondergebiet „SO-Photovoltaik“ ist die zulässige Höhe der Photovoltaikmodule sowie der für die Photovoltaikanlage 
ggf. erforderlichen Nebeneinrichtungen (Trafostation, Batteriespeicher) gesondert zur regeln. Die Übernahme der Regelun-
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gen bzgl. der zulässigen Höhen (Wandhöhe 7 m, Gebäudehöhe max. 9,50 m) aus dem übrigen Plangebiet ist hier nicht 
zielführend.
c) Der untere Bezugspunkt für die Wand- und Gebäudehöhe kann nur dann auf die jeweilige Erschließungsstraße heran-
gezogen werden, wenn diese zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits vorhanden ist, die Höhenlage der Verkehrsflä-
che festgesetzt wird oder eine konkrete Ausbauplanung für die Erschließungsstraßen mit Festlegung der entsprechenden 
Höhenlage vorhanden ist.
d) Zur Hangleite im Westen ist ein ausreichender Abstand einzuhalten. Dies ist bei der Festlegung der gewerblich nutzba-
ren Flächen zu berücksichtigen. In der Begründung ist dies durch entsprechende Schnittzeichnungen zu dokumentieren.
e) Die Baugrenzen sind von den Eingrünungsflächen so abzurücken, dass sich die erforderliche Eingrünung entsprechend 
entwickeln kann. Die Abstände der Baugrenzen von den Grün- und Verkehrsflächen sind zu bemaßen.
Auch die Breite der Ortsrandeingrünung sowie der Flächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist in der Planzeichnung zu be-
maßen.
f) Die Regelung in § 5 Nr. 2 der textlichen Festsetzungen widerspricht der Regelung in § 6 Nr. 1. Bei der Bezugnahme auf 
die GaStellV sollte die Festsetzung so formuliert werden, dass es sich um eine sog. Dynamische Verweisung handelt. Dazu 
ist auf die GaStellV in der jeweils gültigen Fassung zu verweisen.
g) Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vorlagepflicht für einen Freiflächengestaltungsplan mangels entsprechender 
Rechtsgrundlage nicht festgesetzt werden kann, vgl. BayVGH vom 28.07.2016 – 1 N 13.2678.
Auf die Notwendigkeit eines Freiflächengestaltungsplans zur Beurteilung der baurechtlichen Zulässigkeit der einzelnen Vor-
haben sollte in den Hinweisen zum Satzungstext aufmerksam gemacht werden.“

6. Landratsamt   Ostallgäu, Untere Immissionsschutzbehörde, mit Schreiben vom 25.07.2025  

Stellungnahme:
„Durch die gegenständliche Planung sollen bislang nicht überplante Flächen als Gewerbegebiets-, Mischgebiets- und Son-
dergebietsflächen ausgewiesen werden.
Bestehendes Gewerbegebiet „Nördlich Kemptener Straße“
Das neue Plangebiet schließt westlich an ein bereits bestehendes Gewerbegebiet an. Die entstehenden gewerblichen Flä-
chen stellen neue Immissionsorte für die bestehenden Betriebe dar, die bei der Baugenehmigung nicht berücksichtigt wur-
den. Ob es dadurch zu Einschränkungen der bislang angesiedelten Betriebe kommt, ist im Zuge der weiteren Planung zu 
ermitteln. Hierzu wurden bislang keinerlei Untersuchungen angestellt.
Biogasanlage Leutengas
Die Flächen südlich der bestehenden Biogasanlage auf Flurnummer 2304/1 sollen ebenfalls überplant werden. Vor allem 
die Flächen GE 8, GE 9 und GE 10 sind den Lärm- und Geruchsimmissionen der Biogasanlage ausgesetzt. Mischgebiets-
flächen befinden sich in ca. 90 m Entfernung zur Biogasanlage. Im Rahmen der Genehmigung der Biogasanlage wurden 
die genannten Flächen bislang nicht als Immissionsorte betrachtet. Es ist daher davon auszugehen, dass die heranrücken-
de Planung zu einer Einschränkung des Betriebs der Biogasanlage führen wird.
Die Emissionen der Biogasanlage (Lärm, Geruch) auf die Gewerbe- und Mischgebietsflächen innerhalb des Plangebietes 
sind im Rahmen der Planung zu ermitteln.
Landwirtschaftliche Hofstelle (Flurnummer 2300)
Im Plangebiet soll weiterhin ein überwiegend dem Wohnen dienendes Mischgebiet (MI-W) entstehen.
Die Mischgebietsflächen befinden sich nördlich einer landwirtschaftlichen Hofstelle. Wie und ob die Hofstelle derzeit noch 
betrieben wird, ist der U. nicht bekannt. Die landwirtschaftlichen Emissionen sind jedoch auch dann zu betrachten, sofern 
ein zukünftiger Betrieb erneut möglich wäre. Hinsichtlich der Geruchsimmissionen genießt ein Mischgebiet den Schutzsta-
tus eines Wohngebietes. Zu den Emissionen die ggf. von der Hofstelle ausgehen, sind weitergehende Untersuchungen er-
forderlich.
Schalltechnische Untersuchung vom 30.04.2025:
- Im gegenständlichen Lärmgutachten wurde die als IO 5 benannte Wohnbebauung (Kemptener Straße 13) als Mischge-
biet betrachtet. Entsprechend einer weiteren aktuell vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde Pforzen (vorhabensbezo-
gener Bebauungsplan, „südlich der Kemptener Straße“, 1. Änderung) wird die Wohnbebauung als allgemeines Wohnge-
biet ausgewiesen und erhält damit hinsichtlich der Lärmimmissionen einen um 5 dB(A) höheren Schutzanspruch. Die Pla-
nungen sind dahingehend zu vereinheitlichen.
- Für die Immissionsorte IO9 und IO10 wurde die Vorbelastung bislang nicht ermittelt. Stattdessen wurden die Immissions-
richtwerte um jeweils 6 dB(A) reduziert. Es erschließt sich jedoch nicht, warum eine konkrete Ermittlung der Vorbelastung zu 
einer Überbewertung der Immissionssituation führen sollte. Die Kontingente des bestehenden Gewerbegebiets beziehen 
sich ohnehin lediglich auf Immissionsorte außerhalb desselben. Für die Ermittlung der Vorbelastung wären daher die kon-
kret auf die Immissionsorte einwirkenden Immissionen nach TA Lärm zu ermitteln.
- Bei der Ermittlung der Vorbelastung wurden die Emissionen der Biogasanlage bislang nur anhand der zulässigen Beurtei-
lungspegel zweier Immissionsorte „abgeschätzt“. Eine genaue Betrachtung der einzelnen Lärmquellen erfolgte nicht. Dies 
ist aus fachlicher Sicht jedoch erforderlich um die Emissionssituation korrekt abzubilden. Eine Überarbeitung der schall-
technischen Untersuchung erscheint dahingehend erforderlich.
- Im Ergebnis wurden die Kontingente des Gewerbegebiets so festgelegt, dass die Orientierungswerte des Beiblattes 1 der 
DIN 18005 eingehalten bzw. um 0,4 dB(A) überschritten werden. Im näheren Umfeld des Plangebietes befinden sich je-
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doch weitere Gewerbebetriebe außerhalb der bestehenden kontingentierten Flächen. Deren Auswirkung auf die Immissi-
onsorte ist durch die Untersuchung ebenfalls zu erfassen.
- Die Auswirkungen des Straßenverkehrs der B16, der auf das Plangebiet einwirkt wurden bislang nicht untersucht. Diese 
sollten ebenfalls Gegenstand der schalltechnischen Untersuchung sein.
Aufgrund der ungeklärten Fragen und möglichen Konflikte bestehen gegen die Planung aus fachlicher Sicht bislang Be-
denken.“

7. Landratsamt   Ostallgäu, Sachgebiet 42 Naturschutz und Landespflege  , mit Schreiben vom 28.07.2025  

Stellungnahme:
„Einwendungen:
Der Bebauungsplan ist aus naturschutzfachlicher Sicht nicht bearbeitbar, da

• Umweltbericht
• Begründung
• Abarbeitung der Eingriffsermittlung

fehlen.
Es wird empfohlen diese mit der UNB im Vorfeld abzustimmen.
Die Ausgestaltung der öffentlichen Grünflächen sind näher zu bestimmen. Dabei ist die Schaffung einer wirksamen Einbin-
dung der Gewerbegebiete in die freie Natur sicherzustellen. Des Weiteren ist die Ausgleichsfläche GE 08 kritisch aufgrund 
der geringen Breite zu hinterfragen und genauer zu definieren.
Die Bestandsgehölze, angrenzend an G 01 und G 02, sind mit der Signatur „zu erhaltende Gehölze“ zu versehen und 
dementsprechend zu erhalten.
Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen:
Planzeichnung:
GE 08 und GE 09: Zur Durchgrünung des Gewerbegebietes ist die Baumreihe entlang der Erschließungsstraße weiterzu-
führen.
GE 01 bis GE 09: Die Baugrenze entlang der Straße ist zurückzunehmen, um den Bäumen eine reale Entwicklungsmög-
lichkeit (Baumkrone!) zu ermöglichen.
GE 06 und GE07: Hier ist auf der Ostseite zwingend eine wirksame Ortsrandeingrünung in Form einer Baum-/Strauchhe-
cke mit einer entsprechenden Tiefe (10 Meter) festzusetzen.
Die Signatur der öffentlichen Grünfläche im Bereich GE 01 bis GE 04 ist zu erläutern. Es wird empfohlen den Geltungsbe-
reich im Bereich der Biogasanlage und der Solarfelder in Richtung Westen zu erweitern und hier eine Ortsrandeingrünung 
zu schaffen.“

8. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten,   Kaufbeuren  , mit Schreiben vom 17.07.2025/F1/L2-4612-28-22  

Stellungnahme:
(Fachliche Informationen und Empfehlungen)
„  Bereich Forsten:   Forstfachliche Belange sind nicht berührt, daher keine Einwände.
Bereich Landwirtschaft:
Zu 3.1.1 Fläche zur Nutzung von Solarenergie
Die -mutmaßliche- Restfläche SO2 ist zur solaren Nutzung vorgesehen. In diesem Falle wäre aus unserer Sicht eine ge-
werblich genutzte Lagerhalle mit Solardach im Sinne einer flächeneffizienten Doppelnutzung „GE “ als Planungsalternative 
durchaus erwägenswert.
Im Sinne einer nachhaltig umsetzbaren Energiewende mit hoher Energie- sowie Flächeneffizienz sollten in Gewerbegebie-
ten generell offensiv auch Hinweise, Vorgaben oder Auflagen bezüglich einer flächenschonenden Nutzung von Sonnen-
energie geprüft werden (Dächer, Fassaden, Parkplätze etc.).
Im diesem Zusammenhang könnte auch die planerische Vorbereitung oder Schaffung entsprechender e-Lademöglichkeiten 
(insbesondere für pendelnde Mitarbeiter) unter dem Fazit „Laden wenn die Sonne scheint“ zumindest als Empfehlung unter 
§ 12 Hinweise mit aufgeführt werden.“

9. IHK Schwaben,   Augsburg,   mit E-Mail vom 28.07.2025  

Stellungnahme:
„Die IHK Schwaben begrüßt die Bestrebung der Gemeinde Pforzen, die gewerbliche Entwicklungsfläche zu erweitern und 
ortsansässigen Unternehmen Erweiterungsflächen bieten und auch Neuansiedlungen realisieren zu können.
Im Kontext der direkt südlich des Gebietes geplanten, und bereits in Bau befindlichen, Wohnnutzung kann der sich aus § 
50 BlmSchG ergebende Trennungsgrundsatz somit nicht eingehalten werden. Im Zuge der schalltechnischen Untersuchun-
gen kann durch eine Kombination aus Lärmschutzauflagen für die entstehende Wohnbebauung sowie Lärmkontingenten 
für die künftige Gewerbenutzung eine voraussichtlich tragfähige Lösung geschaffen werden. Wir möchten in diesem Zuge 
darauf hinweisen, dass für die bestehenden Betriebe der Bestandsschutz greift.
Nach Prüfung der Planunterlagen ergeben sich aus Sicht der IHK Schwaben unter Berücksichtigung der baulichen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen keine weiteren Anmerkungen zu den aktuellen Plänen weitere Gewerbeflächen zu schaf-
fen.“
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